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Massgeschneiderte Angebote für jede 
Zielgruppe

Die Zusammenstellung der Aus- und Weiter-

bildungsaktivitäten und deren Ausgestaltung

basiert auf dem aktuellen Weiterbildungsbe-

darf, der sich nach den Anforderungen der Per-

sonalstrategie 2012–2015 richtet. Das aktive

Lernen in einem auf die Teilnehmenden und

auf die Anforderungen ihrer Arbeitsumgebung

zugeschnittenen Seminar oder Programm trägt

dazu bei, dass diese ihre beruflichen Heraus-

forderungen kompetent und professionell mei-

stern und Dienstleistungen zur Zufriedenheit

der Kundinnen und Kunden erfüllen können.

Neben Raum und Zeit für die persönliche wie

auch berufliche Entwicklung erhalten die Teil-

nehmenden in den verschiedenen Seminaren,

Trainings und Tagungen zudem Gelegenheit,

Führungskräfte und Mitarbeitende aus ver-

schiedenen Direktionen, Ämtern und Betrie-

ben kennenzulernen. Sie tauschen Erfah -

rungen und Erkenntnisse aus und erweitern

ihr persönliches Netzwerk, das ihnen in der

täglichen Arbeit wertvolle Dienste erweist.

NB

Personalrecht

Schutz von schwangeren Frauen und stillenden
Müttern nach Arbeitsgesetz

1151

1.  Gesetzliche Grundlagen des 
Mutterschutzes
Auf kantonale Anstellungsverhältnisse sind

grundsätzlich nur die Vorschriften über den

Gesundheitsschutz des Arbeitsgesetzes (ArG)7

direkt anwendbar (vgl. Art. 2 Abs. 1 lit. a ArG

und Art. 3a ArG). In Bezug auf den Mutter-

schutz sind dies Art. 35 ArG (Gesundheits-

schutz bei Mutterschaft), die auf diesen Arti-

kel abgestützten Verordnungsbestimmungen

(Art. 61-66 ArGV 1, Art. 34 ArGV 3)  sowie die

Mutterschutzverordnung. Unklar ist, ob Art.

60 ArGV 1 von der Ausdehnung von Art. 3a ArG

umfasst ist. In der Verordnungsbestimmung

wird zwar teilweise auf Art. 35 ArG verwiesen.

Allerdings geht es in dieser Verordnungsbe-

Gemäss Marginalie zu § 97 Vollzugsverordnung zum Personalgesetz (VVO) werden in
dieser Bestimmung der Kündigungsschutz und besondere Verhältnisse bei Schwanger-
schaft und Mutterschaft geregelt. Etwas versteckt in Absatz 3 wird der Mutterschutz des
Arbeitsgesetzes sinngemäss für anwendbar erklärt. Im Folgenden wird aufgezeigt, welche
Bestimmungen des Mutterschutzes für den Kanton kraft Bundesrecht oder kraft Verweis in
§ 97 Abs. 3 VVO auf den Kanton anwendbar sind. Zudem wird der Inhalt des Mutter-
schutzes zusammenfassend umschrieben.

7 Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel vom 13. März 1964 (Arbeitsgesetz (ArG); SR 822.11).
8 Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz vom 10. Mai 2000 (ArGV 1; SR 822.111) und Verordnung 3 zum Arbeitsgesetz vom 18.

August 1993 (ArGV 3; SR. 822.113).
9 Verordnung des Eidgenössischen Departements für Wirtschaft, Bildung und Forschung (WBF) über gefährliche und be-

schwerliche Arbeiten bei Schwangerschaft und Mutterschaft vom 20. März 2001 (Mutterschutzverordnung; SR
822.111.52).
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stimmung um die Regelung der Arbeits- und

Stillzeiten. Arbeitszeitregelungen sind jedoch

von der Aufzählung in Art. 3a ArG nicht um-

fasst. Damit wäre Art. 60 ArGV 1 nicht direkt

auf Arbeitnehmerinnen des Kantons anwend-

bar. Art. 60 ArGV 1 gilt aber gestützt auf § 97

Abs. 3 VVO zumindest sinngemäss für kantona-

le Mitarbeiterinnen (vgl. nächster Abschnitt).  

In § 97 Abs. 3 VVO wird das Arbeitsgesetz

für den Schutz der Schwangeren und Mütter

sinngemäss als anwendbar erklärt. Mit diesem

Verweis sind auch Bestimmungen über den

Mutterschutz auf kantonale Anstellungsver-

hältnisse anwendbar, die nicht zum Bereich

des Gesundheitsschutzes gehören. Es sind dies

Art. 35a ArG, (Beschäftigung bei Mutterschaft)

und Art. 35b ArG (Ersatzarbeit und Lohnfort-

zahlung bei Mutterschaft) sowie Art. 60 ArGV

1, sofern dieser, wie oben ausgeführt wurde,

nicht schon direkt für kantonale Arbeitnehme-

rinnen gilt. 

In den folgenden Ausführungen werden die

auf den Kanton anwendbaren Bestimmungen

zum Mutterschutz zusammenfassend um-

schrieben: 

2. Arbeitszeit, Beschäftigung
2.1. Fernbleiben von der Arbeit

Schwangere und stillende Arbeitnehmerin-

nen dürfen nur mit ihrem Einverständnis be-

schäftigt werden (Art. 35a Abs. 1 ArG).

Schwangere dürfen auf blosse Anzeige hin von

der Arbeit fernbleiben oder die Arbeit verlas-

sen (Art. 35a Abs. 2 ArG). Wird einer schwan-

geren oder stillenden Frau trotz allfälliger

Massnahmen und besonderer Rücksichtnahme

die Arbeit zu beschwerlich oder fühlt sie sich

gesundheitlich nicht wohl, so darf sie der Ar-

beit fernbleiben oder die Arbeit jederzeit ver-

lassen. Sie hat dies dem Arbeitgeber aber vor-

gängig mitzuteilen11.

Die Abwesenheit ist aber grundsätzlich nur

dann bezahlt, wenn diese nicht nur wegen Un-

wohlseins erfolgt, sondern wenn gewichtigere

gesundheitliche Gründe vorliegen und die Mit-

arbeiterin gestützt auf § 101 Abs. 2 VVO nach

einer Woche, oder auf Verlangen der Vorgesetz-

ten bereits früher, ein Arztzeugnis einreicht.

Reicht die Mitarbeiterin ein Arztzeugnis ein,

welches die Arbeitsunfähigkeit wegen Schwan-

gerschaft bescheinigt, ist gestützt auf § 97

Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 99 VVO Lohnfortzahlung

zu gewähren.

2.2. Tägliche Arbeitszeit
Schwangere und stillende Arbeitnehmerin-

nen dürfen nicht über die vereinbarte ordent-

liche Dauer der täglichen Arbeit hinaus be-

schäftigt werden (Art. 60 Abs. 1 ArGV 1). Kei-

nesfalls darf die Dauer von 9 Stunden täglicher

Arbeit überschritten werden (Art. 60 Abs. 1

ArGV 1). Es gilt somit eine zweifache Begren-

zung, wobei die als erste erreichte nicht über-

schritten werden darf. Gemäss seco12 dürfen

auch in Ausnahmesituationen keine Zusatzar-

beiten verlangt werden, die über diese Gren-

zen hinausgehen. Somit darf der Arbeitgeber

von den betroffenen Arbeitnehmerinnen nicht

verlangen, Überstunden (im Sinne von Art.

321c OR) oder Überzeitarbeit (im Sinne von

Art. 12 und 13 ArG) zu leisten13.

Als vereinbarte ordentliche Dauer ist in An-

wendung des kantonalen Personalrechts die

vereinbarte Regelarbeitszeit (vor der Schwan-

gerschaft) zu verstehen. Somit darf die tägli-

che Regelarbeitszeit oder falls diese mehr als 9

Stunden beträgt, eine tägliche Arbeitszeit von

9 Stunden nicht überschritten werden. Wird

die Auslegung des seco auf das Personalrecht

angewendet, heisst dies, dass die betroffenen

Arbeitnehmerinnen keine Überzeit und

grundsätzlich auch keine Mehrzeit leisten dür-

fen.  

10 Seco, Wegleitung zum Arbeitsgesetz, Stand August 2013, 035a-2.
11 Seco, Wegleitung zum Arbeitsgesetz, Stand August 2013, 035a-2.
12 Seco, Wegleitung zur Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz, Stand August 2013, 160-1
13 Stämpflis Handkommentar zum Arbeitsgesetz – Thomas Geiser/Adrian von Kaenel/Rémy Wyler (Hrsg.), 2005, Art. 35 N9.
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Die Regelung in Art. 60 Abs. 1 ArGV 1 ist

auch auf Teilzeitarbeitende anwendbar, sofern

es um Mehrzeit oder Überzeit geht. Dies be-

deutet, dass auch Teilzeitarbeitende

grundsätzlich nicht über die vereinbarte or-

dentliche Dauer der täglichen Arbeitszeit hin-

aus beschäftigt werden dürfen. Eine einver-

nehmliche dauernde Beschäftigungsgrader-

höhung wäre hingegen wohl erlaubt14. 

2.3. Ruhegelegenheit
Schwangere Arbeitnehmerinnen und stil-

lende Mütter müssen sich unter geeigneten

Bedingungen hinlegen und ausruhen können

(Art. 34 ArGV 3).

2.4. Nachtarbeit
Arbeitnehmerinnen, die zwischen 20 Uhr

und 6 Uhr arbeitstätig sind, ist von Beginn der

Schwangerschaft bis zur 8. Woche vor der Nie-

derkunft auf deren Wunsch hin nach Möglich-

keit eine gleichwertige Arbeit am Tag anzubie-

ten. Dies gilt auch für die Zeit zwischen der 8.

und 16. Woche nach der Geburt (Art. 35b Abs.

1 ArG). Ab der 8. Woche vor der Niederkunft

dürfen schwangere Frauen zwischen 20 Uhr

und 6 Uhr nicht beschäftigt werden (Art. 35a

Abs. 4 ArG). 

Gleichwertig ist gemäss Wegleitung seco ei-

ne Arbeit dann, wenn sie den vertraglichen

Vereinbarungen in etwa entspricht. Sie hat

den geistigen und fachlichen Anforderungen

am üblichen Arbeitsplatz gerecht zu werden

und darf die betroffene Frau in ihrer besonde-

ren Situation körperlich nicht übermässig be-

lasten. Ausserdem soll der Lohn für die Ersatz-

arbeit dem für die sonst übliche Arbeit ent-

sprechen. Nicht gleichwertig wäre eine Arbeit

z.B. dann, wenn eine Frau anstelle einer ver-

antwortungs- und anspruchsvollen Arbeit rei-

ne Hilfsarbeit zu verrichten hätte und dafür

auch spürbar weniger Lohn erhalten würde15.

Kann der Arbeitgeber einer Frau keine

gleichwertige Arbeit tagsüber anbieten, hat er

ihr nach Bundesrecht für diese Zeit 80% des

Lohnes inkl. 13. Monatslohn zu bezahlen (Er-

satzlohn, Art. 35b Abs. 2 ArG). Der Ersatzlohn

nach Art. 35b Abs. 2 ArG wird nicht an die

Lohnfortzahlung gemäss § 99 VVO angerech-

net. 

Kann eine Ersatzarbeit nur als Teilzeitpen-

sum angeboten werden, ist die Mitarbeiterin

verpflichtet, die Teilzeitbeschäftigung anzu-

nehmen, welche zu 100% entlöhnt wird. Für

die Differenz erhält die Mitarbeiterin 80% Er-

satzlohn16.

Weil die Mitarbeiterin 16 Wochen bezahlten

Mutterschaftsurlaub hat, wovon mindestens 14

Wochen auf die Zeit nach der Geburt fallen

müssen, ist die Bestimmung im Arbeitsgesetz

zumindest für die Zeit nach der Geburt nicht

von grosser praktischer Relevanz. Falls der

Mutterschaftsurlaub vor der 16. Woche nach

Niederkunft schon abgelaufen ist und die Mut-

ter wieder arbeiten möchte, ist ihr bis zur 16.

Woche eine Ersatzarbeit tagsüber anzubieten

oder es ist ihr nach Bundesrecht Ersatzlohn zu

entrichten.

2.5. Hauptsächlich stehende Tätigkeit
Bei ausschliesslich oder hauptsächlich ste-

hend zu verrichtender Tätigkeit ist schwange-

ren Mitarbeiterinnen ab dem 4. Schwanger-

schaftsmonat eine tägliche Ruhezeit von 12

Stunden einzuräumen (Art. 61 ArGV 1). Es ist

zudem gestützt auf Art. 61 ArGV 1 nach jeder

zweiten Stunde eine Kurzpause von 10 Minu-

ten zu gewähren.

14 Vgl. Stämpflis Handkommentar zum Arbeitsgesetz – Thomas Geiser/Adrian von Kaenel/Rémy Wyler (Hrsg.), 2005, 
Art. 35 N10.

15 Seco, Wegleitung zum Arbeitsgesetz, Stand August 2013, 035b-1.
16 Vgl. Stämpflis Handkommentar zum Arbeitsgesetz – Thomas Geiser/Adrian von Kaenel/Rémy Wyler (Hrsg.), 2005, 

Art. 35 N25.
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Ab dem 6. Schwangerschaftsmonat sind

stehende Tätigkeiten auf insgesamt 4 Stunden

pro Tag zu beschränken (Art. 61 Abs. 2 ArGV

1). Diese 4 Stunden können auch unregelmäs-

sig auf die ganze Arbeitszeit verteilt werden17.

Den Mitarbeiterinnen, die üblicherweise

während der gesamten Arbeitszeit stehend

tätig sind, muss für die über 4 Stunden hin-

ausgehende Zeit eine andere gleichwertige Ar-

beit zugewiesen werden. Kann eine solche

nicht angeboten werden, hat die schwangere

Mitarbeiterin nach Bundesrecht für die Aus-

fallzeit Anspruch auf 80% ihres Lohnes (Art.

35 Abs. 3 ArG). Der Ersatzlohn nach Art. 35

Abs. 3 ArG wird nicht an die Lohnfortzahlung

gemäss § 99 VVO angerechnet.

2.6. Beschäftigung nach der Geburt
Nach der Geburt besteht für die Mitarbeite-

rin während 8 Wochen ein Arbeitsverbot. Von

der 9. Woche bis zur 16. Woche darf die Mitar-

beiterin nur mit ihrem Einverständnis beschäf-

tigt werden (Art. 35a Abs. 3 ArG). 

Weil die Mitarbeiterin 16 Wochen bezahlten

Mutterschaftsurlaub hat, wovon mindestens 14

Wochen auf die Zeit nach der Geburt fallen

müssen, ist die Bestimmung nicht von grosser

praktischer Relevanz. Falls der Mutterschafts-

urlaub vor der 16. Woche nach Niederkunft

schon abgelaufen ist, darf die Mitarbeiterin

nicht gezwungen werden, wieder zu arbeiten.

Die Mitarbeiterin hat das Recht, bis zur 16.

Woche nach Niederkunft die Aufnahme der Ar-

beit zu verweigern. In diesem Fall ist der Mit-

arbeiterin unbezahlter Urlaub zu gewähren

oder die Mitarbeiterin kann auf ihren Wunsch

hin Mehrzeit kompensieren oder Ferien neh-

men. Ersatzlohn wird nur im Zusammenhang

mit dem Verbot von beschwerlichen oder ge-

fährlichen Arbeiten (Art. 35 Abs. 3 ArG) oder

wenn für sonst übliche Nachtarbeit keine Er-

satzarbeit angeboten werden kann (Art. 35b

Abs. 2 ArG), entrichtet18. 

Im Zusammenhang mit der Mutter-

schaftsentschädigung gemäss Erwerbsersatzge-

setz19 ist zu beachten, dass der Anspruch auf

Entschädigung erlischt, sobald die Mitarbeite-

rin die Arbeit während 14 Wochen nach Geburt

auch nur für kurze Zeit aufnimmt. Der Mutter-

schaftsurlaub nach § 97 Abs. 1 VVO verwirkt

jedoch wegen einer kurzen Aufnahme der

Tätigkeit nicht. Dies bedeutet, dass im Falle

einer kurzen Aufnahme der Arbeitstätigkeit

der Kanton den Lohn für den Mutterschaftsur-

laub bezahlen müsste, aber von der Mutter-

schaftsversicherung keine Entschädigung mehr

erhielte.

3. Gefährliche und beschwerliche Arbeiten
3.1. Objektive Kriterien

Der Arbeitgeber darf schwangere Frauen

und stillende Mütter zu gefährlichen und be-

schwerlichen Arbeiten (vgl. nächster Ab-

schnitt) nur beschäftigen, wenn aufgrund ei-

ner Risikobeurteilung feststeht, dass dabei

keine konkrete gesundheitliche Belastung für

Mutter und Kind vorliegt oder wenn eine sol-

che durch geeignete Schutzmassnahmen aus-

geschaltet werden kann (vgl. Art. 62 Abs. 1

und 2 ArGV 1). 

Zu solchen Arbeiten gehören beispielsweise

das Bewegen schwerer Lasten von Hand, Bewe-

gungen und Körperhaltungen, die zu vorzeiti-

ger Ermüdung führen, Arbeiten, die mit Ein-

wirkungen wie Stössen, Erschütterungen oder

Vibrationen verbunden sind, Arbeiten unter

Einwirkung schädlicher Stoffe oder Mikroorga-

nismen (Art. 62 Abs. 3 ArGV 1). In der Mutter-

schutzverordnung werden die gefährlichen

und beschwerlichen Arbeiten gemäss Absatz 3

genauer beschrieben.

17 Seco, Wegleitung zur Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz, Stand August 2013, 161-1.
18 Seco, Wegleitung zum Arbeitsgesetz, Stand August 2013, 035a-2.
19 Bundesgesetz über den Erwerbsersatz für Dienstleistende und bei Mutterschaft vom 25. September 1952

(EOG; SR 834.1).
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Die Risikobeurteilung ist durch eine fach-

lich kompetente Person nach den Grundsätzen

der Artikel 11a ff. VUV20 und den spezifischen

Vorschriften über den Beizug von fachlich

kompetenten Personen bei Mutterschaft vor-

zunehmen. Die Risikobeurteilung erfolgt erst-

mals vor Beginn der Beschäftigung von Frauen

in einem solchen Betriebsteil und bei jeder be-

deutenden Änderung der Arbeitsbedingungen

(Art. 63 Abs. 2 ArGV 1).

Wenn die Risikobeurteilung eine Gefahr für

die Sicherheit und Gesundheit von Mutter oder

Kind ergibt und keine geeignete Schutzmass -

nahme getroffen werden kann oder feststeht,

dass eine betroffene Frau Umgang hat mit

Stoffen, Mikroorganismen oder Arbeiten aus-

führt, die mit einem hohen Gefahrenpotential

verbunden sind, hat der Arbeitgeber eine

schwangere Frau oder eine stillende Mutter an

einen für sie ungefährlichen und gleichwerti-

gen Arbeitsplatz zu versetzen (vgl. Art. 64

Abs. 3 ArGV 1).

Ist eine Versetzung an einen ungefährli-

chen und gleichwertigen Arbeitsplatz aus be-

trieblichen Gründen nicht möglich, darf die

Mitarbeiterin im betroffenen Betrieb nicht

mehr beschäftigt werden (Art. 65 ArGV 1). In

diesem Fall ist ihr nach Bundesrecht Ersatz-

lohn von 80% des bisherigen Lohnes zu bezah-

len (Art. 35 Abs. 3 ArG).

3.2. Subjektive Kriterien
Eine schwangere oder stillende Mitarbeite-

rin, welche die Arbeit aufgrund ihrer augen-

blicklichen physischen oder psychischen Zu-

stands subjektiv als beschwerlich empfindet,

kann eine Versetzung zu einer anderen Arbeit

verlangen, die nicht beschwerlich oder gefähr-

lich ist (Art. 64 Abs. 1 ArGV 1). Ist eine Ver-

setzung nicht möglich, darf die Mitarbeiterin

zu Hause bleiben. Sie erhält aber nur dann

Lohn, wenn der untersuchende Arzt oder die

untersuchende Ärztin in einem Zeugnis be-

scheinigt, dass der Gesundheitszustand der be-

troffenen Frau eine Beschäftigung mit der be-

schwerlichen Arbeit nicht oder nur beschränkt

zulässt. In diesem Fall stützt sich die Lohn-

fortzahlung auf § 97 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 99

VVO.

Arbeitnehmerinnen, die gemäss ärztlichem

Zeugnis in den ersten Monaten nach der Ent-

bindung nicht voll leistungsfähig sind, dürfen

nicht zu Arbeiten herangezogen werden, die

ihre Leistungsfähigkeit übersteigen (Art. 64

Abs. 2 ArGV 1). Dies gilt unabhängig davon, ob

gestillt wird. Legt die Mitarbeiterin ein solches

Arztzeugnis vor, erhält sie Lohnfortzahlung

gemäss § 97 Abs. 3 Satz 1 i.V.m. § 99 VVO im

Umfang ihrer Leistungsunfähigkeit.

4. Arbeitszeit beim Stillen
Für stillende Arbeitnehmerinnen gilt das

unter 2.1., 2.2., 2.3. und 3. Gesagte. 

Für das Stillen im ersten Lebensjahr des

Kindes gelten gemäss Art. 60 Abs. 2 ArGV 1 zu-

dem folgende arbeitszeitliche Vorschriften: 

a. Stillzeit im Betrieb gilt als Arbeitszeit;

b. verlässt die Arbeitnehmerin den Arbeits-

ort zum Stillen, ist die Hälfte dieser Abwesen-

heit als Arbeitszeit anzuerkennen;

c. die übrige Stillzeit darf weder vor- noch

nachgeholt werden, sie darf auch nicht ande-

ren gesetzlichen Ruhe- oder Ausgleichsruhe-

zeiten angerechnet werden.

Analog gilt diese Bestimmung auch für

Frauen, die ihre Milch abpumpen21. 

Die Stillzeit, die angerechnet wird, gilt je-

doch nicht als bezahlte Arbeitszeit. Sie muss

nicht nachgeholt werden, aber sie ist wie der

unbezahlte Urlaub nicht entlöhnt. 

19 Verordnung vom 19. Dezember 1983 über die Verhütung von Unfällen und Berufskrankheiten (VUV; SR 832.30).
21 Seco, Wegleitung zur Verordnung 1 zum Arbeitsgesetz, Stand August 2013, 160-1.
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Case Management/Gesundheit   

Invalidenversicherung: Früherfassung und/oder
direkte Anmeldung?

1152

Früherfassung ermöglicht Frühinterven -
tionsmassnahmen

Unter dem Slogan «30 Tage Krankheit sind

genug» propagiert die Sozialversicherungsan-

stalt SVA, dass Arbeitgeber sich bei der SVA

kostenlos und unbürokratisch melden können,

wenn Mitarbeitende auffällig lange oder auf-

fällig oft fehlen. Eingliederungsberater neh-

men in diesem Fall eine erste Einschätzung der

Situation vor und schlagen gegebenenfalls

Massnahmen wie Arbeitsplatzanpassungen,

Begleitung durch einen Job Coach etc. vor. 

Das Instrument der Früherfassung und

auch die Begleitung durch einen Job Coach

wurden für Fälle von psychischen Erkrankun-

gen geschaffen, welche immerhin die Hälfte

aller neuen IV-Fällen betreffen. Soweit sinn-

voll, wendet die SVA diese Instrumente aber

auch bei anderen Erkrankungen an. 

Kommen die Eingliederungsberater oder 

-beraterinnen nach Prüfung des Falles zum

Schluss, dass im Moment noch keine IV-Anmel-

dung oder Frühinterventionsmassnahme ange-

zeigt ist, schliesst die SVA das Dossier und

nimmt den Fall erst wieder auf, wenn zu einem

späteren Zeitpunkt eine IV-Anmeldung durch

den betroffenen Mitarbeiter bzw. die betroffe-

ne Mitarbeiterin selber erfolgt. Es erfolgt nur

eine kurze Mitteilung an den Arbeitgeber. 

Früherfassung ersetzt keine IV-Anmeldung
Für die Personalverantwortlichen ist daher

wichtig zu wissen, dass die Früherfassung
nicht eine IV-Anmeldung ersetzt. Die Perso-
nalverantwortlichen müssen in jedem Fall
sicherstellen, dass der bzw. die betroffene
Mitarbeitende nach spätestens 6 Monaten
Arbeitsunfähigkeit die IV-Anmeldung vor-
nimmt, denn ein Rentenanspruch entsteht

erst 6 Monate nach Anmeldung und 12 Monate

nach Beginn der Arbeitsunfähigkeit.

Dies soll mit einer Anpassung des Arbeits-

gesetzes und der Verordnung 1 geändert wer-

den, so dass künftig Mütter, die ihre Kinder

am Arbeitsplatz oder unter Verlassen des Ar-

beitsplatzes stillen, einen Lohn erhalten

könnten.

5. Gesetze / Wegleitungen
Die Gesetzes- und Verordnungsbestimmun-

gen finden sich in der systematischen Geset-

zessammlung des Bundes: www.admin.ch. 

Auf der Seite Arbeitnehmerschutz des seco

sind die Wegleitungen zum Arbeitsgesetz und

den Verordnungen sowie zahlreiche Informa-

tionen und Merkblätter zum Thema Mutter-

schutz zu finden:

www.seco.admin.ch/themen/00385/00390/

00392/index.html?lang=de

be

Bereits die 5. IV-Revision, verstärkt durch die 6. IV-Revision, hat sich zum Ziel gesetzt,
Invalidisierungen durch Erhalt des jeweiligen Arbeitsplatzes zu verhindern. Hierfür wur-
de das Instrument der Früherfassung geschaffen. Die Früherfassung ersetzt jedoch nicht
die eigentliche IV-Anmeldung.




